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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften 
- Drucksachen 1585, 2973 (neu), 3235 - 

Berichterstatter: 

Minister Dr, Veit 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 189. Sitzung am 1. Fe- 
bruar 1957 beschlossene Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften 
— Drucksachen 1585, 2973 (neu) — wird nach Maßgabe der in der 
Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß Im Deutschen Bundestag eine 
gemeinsame Abstimmung über die Änderungen nicht erforderlich ist. 

Bonn, den 13. März 1957 

Der Vermittlungsausschuß 

Kiesinger Dr. Veit 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaften 


1. § 2 Abs. 1 Satz 2 

§ 2 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 

2. § 2 Abs. 2 

§ 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb 
soll einer Kapitalanlagegesellschaft nur erteilt 
werden, 

a) wenn ein ausreichendes Nennkapital nach- 
gewiesen wird, 

b) wenn das Nennkapital voll eingezahlt ist, 

c) wenn die Satzung (Gesellschaftsvertrag) 
der Gesellschaft vorsieht, daß außer den 
Geschäften, die zur Anlage ihres eigenen 
Vermögens erforderlich sind, nur die in 
§ 1 Abs. 1 genannten Geschäfte betrieben 
werden. 

Die Erlaubnis darf nicht erteilt werden, wenn 
das Nennkapital weniger als fünfhundert- 
tausend Deutsche Mark beträgt.“ 

3. § 4 Abs. 1 und 3 

a) § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats 
sollen ihrer Persönlichkeit und ihrer Sach- 
kunde nach die Wahrung der Interessen 
der Anteilinhaber gewährleisten. Die Be- 
stellung des Aufsichtsrats und jeder 
Wechsel der Aufsichtsratsmitglieder sind 
der Bankaufsichtsbehörde unverzüglich 
anzuzeigen.“ 

b) § 4 Abs. 3 wird gestrichen. 

4. § 4 a (neu) 

Folgender neuer § 4 a wird eingefügt: 

„§ 4 a 

Mitglieder des Vorstandes (Geschäftsführer) 
oder des Aufsichtsrats einer Kapitalanlage- 
gesellschaft können Wertpapiere und Bezugs- 
rechte weder von der Gesellschaft kaufen 
noch an diese verkaufen, sofern die Gesell- 


schaft bei den Geschäften für gemeinsame 
Rechnung der Anteilinhaber handelt. Dies 
gilt nicht für den Erwerb und die Rücknahme 
von Anteilscheinen der Kapitalanlagegesell- 
schaft.“ 

5. § 6 Abs. 6 

In § 6 Abs. 6 wird das Wort „dürfen“ durch 
das Wort „können“ ersetzt. 

6. § 8 Abs. 1 

§ 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Kapitalanlagegesellschaft hat mit 
der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
das Sondervermögen für gemeinschaftliche 
Rechnung der Anteilinhaber zu verwalten 
und deren Interessen zu wahren, insbesondere 
auch bei der Ausübung der mit dem Sonder- 
vermögen verbundenen Stimm- und Gläu- 
bigerrechte. Sie soll das Stimmrecht im Regel- 
fall selbst ausüben. Sie darf einen anderen zur 
Ausübung des Stimmrechts nur für den Ein- 
zelfall ermächtigen; dabei soll sie Weisungen 
für die Ausübung erteilen.“ 

7 . § 10 

a) § 10 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Die Auswahl der Depot bank und jeder 
beabsichtigte Wechsel sind spätestens zwei 
Wochen vor Abschluß des Vertrages der 
Bankaufsichtsbehörde anzuzeigen,“ 

b) Dem § 10 Abs. 1 wird folgender neuer 
Satz 3 angefügt: 

„Sie kann der Auswahl und dem Wechsel 
der Depotbank innerhalb der gleichen 
Frist widersprechen.“ 

c) In § 10 wird folgender neuer Absatz 2 
eingefügt: 

„(2) Die Bankaufsichtsbehörde kann 
jederzeit der Kapitalanlagegesellschaft 
einen Wechsel der Depotbank auferlegen.“ 

Die bisherigen Absätze 2 bis 7 werden 
Absätze 3 bis 8. 
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8. § 14 a (neu) 

Nach § 14 wird folgender neuer § 14 a ein- 
gefügt: 

4 14 a 

Die Kapitalanlagegesellschaft hat minde- 
stens zwanzig vom Hundert ihres Eigen- 
kapitals (§11 Abs. 2 des Gesetzes über das 
Kreditwesen) in Guthaben bei einem geeig- 
neten Kreditinstitut oder in Wertpapieren zu 
unterhalten, die von der für ihren Sitz 
zuständigen Landeszentralbank zum Lom- 
bardverkehr zugelassen sind.“ 

9. § 18 Abs. 2 (neu) 

In § 18 wird folgender neuer Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Die Kapitalanlagegesellschaft hat der 
Bankaufsichtsbehörde die zu jedem Sonder- 


vermögen gehörenden Wertpapiere und Be- 
zugsrechte unter Angabe von Art, Nennwert, 
Kurs, Kurswert, Anteil am Sondervermögen 
(§ 6 Abs. 3), Anteil am Nennkapital (§ 6 
Abs, 4), die Bestände der zu jedem Sonder- 
vermögen gehörenden Geldbeträge, Forde- 
rungen und sonstigen Rechte, die Zahl der 
am Sondervermögen beteiligten Anteile sowie 
Art und Höhe ihrer eigenen Vermögens- 
anlagen bis zum 10. Februar und 10, August 
jeden Jahres nach dem Stand des letzten 
Tages des vorangegangenen Monats anzu- 
zeigen. Die Anzeigen über Sondervermögen 
sind von der Depotbank zu bestätigen.“ 


10. § 22 Abs. 3 Buchstabe b 

In § 22 Abs. 3 Buchstabe b werden die Worte 
„Buchstabe a und b“ gestrichen. 
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